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Bezirksregierungen 
Arnsberg, Detmold, Düsseldorf,  
Köln und Münster 
 
Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung  
Nordrhein-Westfalen 
Gelsenkirchen 
 
Fortbildungsakademie des Ministeriums des Innern 
Nordrhein-Westfalen 
Herne 
 
Institut der Feuerwehr Nordrhein-Westfalen 
Münster 
 
Institut für öffentliche Verwaltung Nordrhein-Westfalen/ 
Landesprüfungsamt für Verwaltungslaufbahnen  
Hilden 
 
Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Nordrhein-Westfalen  
 
Alle Polizeibehörden des Landes Nordrhein-Westfalen 
 
Deutsche Hochschule der Polizei 
Münster 
 
Referat 21 
 
Referat 403 
 
 
 
Änderung des Rahmenkonzeptes Personalentwicklung 
Anpassungen an geänderte Bedarfe 
 
 
1. Ausgangslage 
 
Mit Erlass vom 04. Oktober 2018 (Az. 22-26.01.01) hat das Ministerium 
des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen das Rahmenkonzept Perso-
nalentwicklung veröffentlicht, welches die Grundsätze der Personalent-
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wicklung u.a. für die Beamtinnen und Beamten sowie die Tarifbeschäftig-
ten der allgemeinen Verwaltung des Geschäftsbereichs definiert. Seither 
haben sich verschiedene Änderungsbedarfe ergeben, die, wie nachste-
hend dargelegt, umgesetzt bzw. nachgezeichnet werden sollen. 
 
 
2. Anpassungsbedarfe 
 
2.1 
Das Rahmenkonzept Personalentwicklung beschreibt unter Ziffer 5.2 er-
gänzende Regelungen zur Stellenbesetzung in der LG 2.2 (Zuständigkeit 
des IM). Unter Ziffer 5.2.1 wird die Bedarfsplanung konkretisiert, u. a. 
durch eine Darstellung, aus welchen Personengruppen Nachwuchskräfte 
der LG 2.2 des allgemeinen Verwaltungsdienstes regelmäßig gewonnen 
werden. 
 
Durch Erlass vom 8. Dezember 2020 wurde im Geschäftsbereich des IM 
ergänzend zur modularen Qualifizierung erstmals die Möglichkeit der be-
ruflichen Entwicklung durch ein Masterstudium nach § 26 LVO eröffnet. 
Seit dem ersten Auswahljahr 2021 wird diese Möglichkeit für einen Auf-
stieg in die LG 2.2 regelmäßig angeboten. Dies soll im Rahmenkonzept 
entsprechend nachgezeichnet werden. 
 
Daher wird Ziffer 5.2.1 des Rahmenkonzeptes Personalentwicklung im 
dritten Absatz wie folgt an die bestehenden beruflichen Entwicklungs-
möglichkeiten angepasst: 
 
„Nachwuchskräfte der LG 2.2 des allgemeinen Verwaltungsdienstes wer-
den regelmäßig aus folgenden Personengruppen gewonnen:  

 Volljuristinnen und Volljuristen,  

 Verwaltungsassessorinnen und Verwaltungsassessoren und  

 Beschäftigte, die die (Beförderungs-)Voraussetzungen für die LG 2.2 
im Wege der beruflichen Entwicklung innerhalb der LG 2 erworben 
haben (modulare Qualifizierung oder Masterstudium).“ 

 
Die übrigen Ausführungen bleiben unberührt. 
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2.2 
Des Weiteren beschreibt das Rahmenkonzept unter seiner Ziffer 5.2.5 in 
Verbindung mit Ziffer 5.6.3 für die LG 2.2 des allgemeinen Verwaltungs-
dienstes ein allgemeines Anforderungsprofil zur Übernahme einer 
Stelle/Planstelle der Wertigkeit der Besoldungsgruppe A 16 und höher. 
  
Eine der genannten Voraussetzungen ist die Bewährung in einer mindes-
tens zweijährigen Rotation mit Wechsel des Aufgabengebietes und der 
Einsatzdienststelle. Dieser temporäre Wechsel des Aufgabengebietes 
und auch der Einsatzdienststelle dient der Steigerung der Verwendungs-
breite, der Erweiterung des Erfahrungsschatzes, der Förderung der Fle-
xibilität und der Möglichkeit der Vernetzung.  

 
Angesichts des Aufgabenzuwachses in den Behörden des Geschäftsbe-
reichs in den vergangenen Jahren und den damit einhergehenden perso-
nalwirtschaftlichen Belastungssituationen, gleichzeitig allerdings dem 
weiterhin bestehenden Einvernehmen darüber, dass sich die im Rahmen-
konzept verankerte Rotation als Bestandteil der Personalentwicklung in 
der LG 2.2 und als wichtige Qualifikation für die Übernahme einer Stelle 
der Wertigkeit A 16 der allgemeinen Verwaltung bewährt hat, wurden mit 
Erlass vom 1. Dezember 2022 (Az. 22-26.01.01-02) bereits Flexibilisie-
rungsmaßnahmen getroffen. 
 
Danach wurde bis auf Widerruf die Mindest-Rotationszeit auf ein Jahr re-
duziert, die Möglichkeit der Innenrotation wurde unter Anlegen eines 
strengen Maßstabs ausgeweitet. Angesichts der anhaltend angespann-
ten bzw. nochmals verschärften Personalsituation soll an diesem Kom-
promiss derzeit weiterhin festgehalten werden. Um die aktuelle Situation 
im Rahmenkonzept zutreffend abzubilden, wird dieses unter Ziffer 5.2.5, 
vierter Spiegelpunkt, bis auf Widerruf wie folgt, gefasst: 
 
„Das allgemeine Anforderungsprofil umfasst u. a. folgende Kriterien: 

 nachgewiesene Bewährung in einer mindestens einjährigen beurtei-
lungsrelevanten Rotation mit Wechsel des Aufgabengebietes und der 
Einsatzdienststelle. Die Möglichkeit der Innenrotation besteht in en-
gen Grenzen bis auf Weiteres fort. Die Vorgaben des § 28 LVO blei-
ben unberührt.“ 
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Aus dieser Fassung ist als Folgeänderung eine Änderung der Überschrift 
zu Ziffer 5.6.4 des Rahmenkonzepts vorzunehmen, welche noch von der 
generellen zweijährigen Rotation ausgeht. Die Überschrift in Ziffer 5.6.4 
wird daher bis auf Widerruf wie folgt gefasst: 
 
„5.6.4 Planung der Rotation mit Dienststellenwechsel“.  
 
Die übrigen Ausführungen bleiben unberührt.  
 
 

2.3 
Unter Ziffer 5.4 legt das Rahmenkonzept Personalentwicklung ergän-
zende Regelungen zur Einführungszeit in die LG 2.2 fest und macht unter 
Ziffer 5.4.2 Ausführungen zu den unterschiedlichen Einführungsstatio-
nen. Die personalwirtschaftlichen Belastungssituationen in den Behörden 
des Geschäftsbereichs haben sich nochmals verschärft. Um diesen Situ-
ationen im Rahmen der beruflichen Entwicklung im Ausnahmefall Rech-
nung tragen zu können, gilt insoweit ab sofort folgende Formulierung in 
Ziffer 5.4.2 des Rahmenkonzepts: 
 
„Beschäftigten, die die berufliche Entwicklung innerhalb der LG 2 durch-
laufen, werden in der Erprobungszeit in einer Dienststelle, die grundsätz-
lich nicht die Stammdienststelle ist,  
 

 einmal für fünf Monate Aufgaben einer Dezernentin oder eines Dezer-
nenten in einer nachgeordneten Dienststelle des Geschäftsbereiches 
sowie  

 einmal für fünf Monate Aufgaben einer Referentin oder eines Referen-
ten in einer obersten Landesbehörde übertragen.“ 

 
Die übrigen Ausführungen bleiben unberührt. 
 
2.4 
In Ziffer 5.4.5 ist die verbindliche Teilnahme an Einführungsfortbildungen 
für Nachwuchskräfte geregelt. Das Format der Einführungsfortbildungen 
wurde zwischenzeitlich neu konzeptioniert. Daher ist eine entsprechende 
Nachzeichnung im Rahmenkonzept notwendig.  
 
Das Rahmenkonzept regelt die Grundsätze der Personalentwicklung für 
Beamtinnen und Beamte, deren oberste Dienstbehörde das für Inneres 
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zuständige Ministerium ist, sowie für vergleichbare Tarifbeschäftigte. Es 
gilt auch für die Beschäftigten bei den Bezirksregierungen, die der Dienst-
aufsicht anderer Ressorts unterstehen, sofern die dienstaufsichtführen-
den Ressorts zugestimmt haben. Nachwuchskräfte im Innenressort und 
seinem nachgeordneten Bereich sind in der Regel mit der unmittelbaren 
Wahrnehmung von Führungsaufgaben betraut.  
 
In Ziffer 5.4.5 des Rahmenkonzepts wird im ersten Absatz Satz 1 durch 
folgende Sätze 1 und 2 ersetzt:  
 
„Die Nachwuchskräfte, die unmittelbar Führungsverantwortung überneh-
men, besuchen in den ersten zwei Jahren die Module der verpflichtenden 
Einführungsfortbildungen. Die Nachwuchskräfte, denen erst später Füh-
rungsaufgaben übertragen werden, besuchen sodann unverzüglich zur 
Übertragung der Führungsverantwortung das dafür vorgesehene ver-
pflichtende Aufbauformat „Neu in Führung“.“ 
 
Im Übrigen bleiben die Ausführungen unberührt, insbesondere haben die 
Stammdienststellen weiterhin die Teilnahme an den Einführungsfortbil-
dungen sicherzustellen und dabei zu berücksichtigen, ob Nachwuchs-
kräfte unmittelbar Führungsverantwortung übernehmen oder erst zu ei-
nem späteren Zeitpunkt übertragen bekommen. 
 
Der sechste Absatz der Ziffer 5.4.5 wird wie folgt angepasst: 
 
„Die Einführungsfortbildungen für Nachwuchskräfte der LG 2.2 des allge-
meinen Verwaltungsdienstes haben eine Gesamtdauer von mindestens 
15 Tagen bzw. 124 Unterrichtseinheiten zu Führungs- und Querschnitts-
themen.“ 
 
Die übrigen Ausführungen bleiben unberührt. 
 
2.5 
Das Rahmenkonzept Personalentwicklung enthält in Ziffer 5.8 ergän-
zende Regelungen zur Fortbildung der Beschäftigten der LG 2.2. Es wird 
in Ziffer 5.8 im Hinblick auf die Anpassungen unter Ziffer 5.4.5 folgende 
Anpassung vorgenommen: 
 
„Beschäftigte der LG 2.2 mit Führungsaufgaben sollen im Anschluss an 
die Teilnahme an den Einführungsfortbildungen (Kap. 5.4.5) innerhalb 
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von weiteren fünf Jahren Vertiefungsfortbildungen zu personalen Kompe-
tenzen in einem Umfang von mindestens 12 Tagen bzw. 96 Unterrichts-
einheiten besuchen.“ 
 

Die übrigen Ausführungen bleiben unberührt. 

 
 
Im Auftrag 

gez. Dr. Emenet 


